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M e r k b l a t t   B ü r g e r g e l d 
 
Wichtige Hinweise und Informationen zu Ihren Pflichten, wenn Sie Bürgergeld nach den 
Vorschriften des Sozialgesetzbuches Teil II (SGB II) in Anspruch nehmen 
 
I. Mitwirkungspflicht zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit 
(§ 2 SGB II) 
 
Der Bezug von Bürgergeld setzt voraus, dass sowohl Sie als erwerbsfähiger 
Leistungsberechtigter als auch die mit Ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden 
Angehörigen (Ehepartner, Partner und Kinder bis 25 Jahre) alle Möglichkeiten zur Beendigung 
oder Verringerung Ihrer Hilfebedürftigkeit ausschöpfen.  
Sie haben in eigener Verantwortung alle Möglichkeiten zu nutzen und sich selbständig zu 
bemühen, Ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften zu bestreiten und ihre 
Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhaltes für sich und die mit Ihnen in der 
Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen einzusetzen.  
Sie müssen aktiv an allen Maßnahmen zu Ihrer Eingliederung mitwirken, insbesondere einen 
Kooperationsplan abschließen. Im Rahmen der vorrangigen Selbsthilfe und 
Eigenverantwortung sollen Sie eigene Potenziale nutzen und Leistungen anderer Träger in 
Anspruch nehmen.  
Da es sich beim Bürgergeld um eine nachrangige Leistung handelt, müssen Sie ggf. 
vorhandene vorrangige Ansprüche (z. B. andere Sozialleistungen wie Arbeitslosengeld I, 
Renten, Kindergeld, Wohngeld, Unterhalt/Unterhaltsvorschuss und auch 
Schadensersatzansprüche) zeitnah beantragen.  
Darüber hinaus sind Sie verpflichtet, unverzüglich und unaufgefordert alle Änderungen 
mitzuteilen, die sich später zu den von Ihnen gemachten Angaben ergeben. Nur so können 
Leistungen in korrekter Höhe gezahlt und Überzahlungen vermieden werden. Dies gilt auch, 
wenn Änderungen eintreten, die sich rückwirkend auf die Leistung auswirken können, z. B. die 
Beantragung einer Rente. 
 
II. Schlichtungsverfahren (§ 15 a SGB II) 
 
Ist die Erstellung oder die Fortschreibung eines Kooperationsplans aufgrund von 
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Kommunalen Jobcenter und Ihnen nicht möglich, 
so soll auf Verlangen einer oder beider Seiten ein Schlichtungsverfahren eingeleitet werden.  
Sie erreichen die Schlichtungsstelle des Kommunalen Jobcenters unter der Telefonnummer 
03433-241 2751 oder per E-Mail über kjc-schlichtungsstelle@lk-l.de.  
In dem Schlichtungsverfahren soll ein gemeinsamer Lösungsvorschlag entwickelt werden.  
Während des Schlichtungsverfahrens führt die Verletzung von Pflichten nach § 31 Abs. 1 SGB 
II nicht zu Leistungsminderungen. 
Das Schlichtungsverfahren endet durch eine Einigung oder spätestens mit Ablauf von vier 
Wochen ab Beginn. 
 
III. Erreichbarkeit (§ 7 b SGB II) 
 
Sie erhalten Leistungen, wenn Sie für das Kommunale Jobcenter erreichbar sind. 
 
Erreichbar sind Sie, wenn Sie sich im näheren Bereich des Kommunalen Jobcenters aufhalten 
und werktäglich dessen Mitteilungen und Aufforderungen zur Kenntnis nehmen können. Ein 
Aufenthalt im näheren Bereich liegt vor, wenn es Ihnen möglich ist, die Geschäftsstellen des 
Kommunalen Jobcenters, einen möglichen Arbeitgeber oder den Durchführungsort einer 
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Integrationsmaßnahme in einer angemessenen Zeit und ohne unzumutbaren oder die 
Eigenleistungsfähigkeit übersteigenden Aufwand aufzusuchen können. 
Der nähere Bereich schließt auch einen Bereich im grenznahen Ausland ein. 
 
Sind Sie nicht erreichbar, erhalten Sie nur dann Leistungen, wenn für den Aufenthalt außerhalb 
des näheren Bereichs ein wichtiger Grund vorliegt und das Kommunale Jobcenter dem 
Aufenthalt außerhalb des näheren Bereichs zugestimmt hat. 
 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei 
 
1. Teilnahme an einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizinischen Vorsorge 
    oder Rehabilitation, 
2. Teilnahme an einer Veranstaltung, die kirchlichen oder gewerkschaftlichen 
    Zwecken dient oder im öffentlichen Interesse liegt, 
3. Aufenthalten außerhalb des näheren Bereichs, die überwiegend der Eingliederung 
    in Ausbildung oder Arbeit dienen, oder 
4. Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit, wenn die Eingliederung in Ausbildung 
    oder Arbeit nicht wesentlich beeinträchtigt wird.  
 
Für Abwesenheiten außerhalb des näheren Bereichs aufgrund der Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit ist keine Zustimmung des Kommunalen Jobcenters erforderlich. 
 
Eine Abwesenheit ohne oben genannten wichtigen Grund (z. B. Urlaub) beantragen Sie im 
Voraus bei Ihrem zuständigen persönlichen Ansprechpartner. Die Zustimmung hierzu soll in 
der Regel für insgesamt längstens drei Wochen im Kalenderjahr erteilt werden. 
 
Nur wenn das Kommunale Jobcenter  dem Aufenthalt außerhalb des näheren Bereichs 
zugestimmt hat,  erhalten Sie  weiterhin Leistungen. Holen Sie sich keine Zustimmung Ihres 
persönlichen Ansprechpartners oder stimmt er der Abwesenheit nicht zu, entfällt Ihr Leistungs-
anspruch für den Zeitraum der Abwesenheit. 
 
IV. Krankheit/ Arbeitsunfähigkeit (§ 56 SGB II) 
 
Ihrem persönlichen Ansprechpartner beim Kommunalen Jobcenter teilen Sie unverzüglich eine 
eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer mit. 
 
Spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit lassen Sie 
sich eine entsprechende ärztliche Bescheinigung darüber ausstellen.  
 
Diese Bescheinigung (Krankenschein) ist umgehend, also innerhalb von 3 Tagen, dem 
Kommunalen Jobcenter vorzulegen. Darüber hinaus ist bei stationären Aufenthalten oder 
Rehabilitationsmaßnahmen (z. B. Krankenhaus, Kur etc.) die Einlieferungsbestätigung 
ebenfalls und die Entlassungsmitteilung innerhalb von 3 Tagen dem Kommunalen Jobcenter 
vorzulegen. 
 

V. Anzeigepflicht bei Beschäftigungsaufnahme bzw. -beendigung 

Sie sind verpflichtet jede Aufnahme oder Beendigung von:  

 versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen und selbständigen Tätigkeiten, 
 geringfügigen Beschäftigungen und Tätigkeiten 
 sowie ehrenamtlichen Tätigkeiten, 

spätestens mit Arbeits-/Tätigkeitsaufnahme bzw. bei Beendigung spätestens 3 Arbeitstage 
nach Bekanntwerden persönlich, telefonisch, schriftlich oder per E-Mail Ihrem persönlichen 
Ansprechpartner im Fachbereich Arbeitsintegration anzuzeigen. Bei Arbeitsaufnahme sind Sie 
zudem verpflichtet, die regelmäßige Wochen- bzw. Monatsarbeitszeit anzugeben. 
 



Stand Juli 2023 Seite 3 von 3 

VI. Meldepflicht bei der Agentur für Arbeit für Bezieher von Bürgergeld  

Auch Bezieher von Bürgergeld, deren versicherungspflichtiges Arbeits- bzw. Ausbildungs-
verhältnis endet, müssen sich bei der Bundesagentur für Arbeit rechtzeitig arbeitssuchend 
melden.  
 
Die Meldung ist wichtig, da möglicherweise aus früheren Beschäftigungsverhältnissen noch 
Anwartschaftszeiten auf Arbeitslosengeld I bestehen. Werden die neuen Beschäftigungszeiten 
hinzugerechnet, kann dies zu einem Anspruch auf Arbeitslosengeld I führen. Melden sich die 
Betroffenen zu spät, mindert sich die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld I um die 
Anzahl der Tage der verspäteten Arbeitssuchendmeldung.  
 
Die Meldepflicht (Pflicht zur frühzeitigen Arbeitssuche) trifft Jeden und beinhaltet die 

- Meldung bei der Agentur für Arbeit spätestens drei Monate vor Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses 

- Meldung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes, wenn 
das Arbeitsverhältnis früher als drei Monate endet, 

 
und zwar unabhängig davon, ob die Fortsetzung des Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses 
gerichtlich geltend gemacht wird oder vom Arbeitgeber in Aussicht gestellt wird. 
 
Zur Wahrung der Frist reicht eine Anzeige unter Angabe der persönlichen Daten und des 
Beendigungszeitpunktes aus, wenn die persönliche Meldung nach terminlicher Vereinbarung 
nachgeholt wird. 
Sie sind verpflichtet, sich bei der zuständigen Agentur für Arbeit unverzüglich nach Erhalt eines 
Ablehnungs- oder Aufhebungsbescheides über das Bürgergeld, arbeitssuchend zu melden. 
 
VII. Rechtsfolgen bei fehlender Mitwirkung - § 31 SGB II Pflichtverletzungen und § 32 
SGB II Meldeversäumnisse 
 
Wenn Sie trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis 

1. sich weigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung oder ein nach § 16e gefördertes 
Arbeitsverhältnis aufzunehmen, fortzuführen oder deren Anbahnung durch ihr 
Verhalten verhindern, 

2. eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, abbrechen oder 
Anlass für den Abbruch gegeben haben,  

verletzen Sie Ihre Mitwirkungspflichten nach § 31 SGB II (Pflichtverletzung). 
 
Kommen Sie trotz schriftlicher Belehrung über Rechtsfolgen einer Aufforderung des 
Kommunalen Jobcenters, sich persönlich zu melden, nicht nach oder erscheinen nicht zu 
einem ärztlichen oder psychologischen Untersuchungstermin, verletzen Sie Ihre 
Mitwirkungspflichten nach § 32 SGB II (Meldeversäumnis). 
 
Bei einer Pflichtverletzung nach § 31 SGB II mindert sich das Bürgergeld um 10 Prozent des 
nach § 20 SGB II jeweils geltenden Regelbedarfs für einen Monat; bei einer weiteren 
Pflichtverletzung innerhalb eines Jahres um 20 Prozent für zwei Monate und bei jeder weiteren 
Pflichtverletzung um 30 Prozent für drei Monate.  
Eine weitere Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn der Beginn des vorangegangenen 
Minderungszeitraums länger als ein Jahr zurückliegt. Eine Leistungsminderung erfolgt nicht, 
wenn Sie einen wichtigen Grund für Ihr Verhalten darlegen und nachweisen, oder kann 
aufgehoben werden, wenn Sie sich nachträglich ernsthaft und nachhaltig dazu bereit erklären, 
Ihren Pflichten künftig nachzukommen. 
 
Bei einer Pflichtverletzung nach § 32 SGB II mindert sich das Bürgergeld jeweils um 10 Prozent 
des für Sie maßgebenden Regelbedarfs nach § 20 SGB II für einen Monat.  
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Zusammentreffen verschiedener Pflichtverletzungen (z.B. gem. § 31 und § 32 SGB II): 
 
Durch Verletzung von Pflichten können sich ggf. Überschneidungen von Zeiträumen der 
Leistungsminderung ergeben. Minderungen wegen Meldepflichtverletzungen gem. § 32 SGB 
II treten zu Minderungen nach § 31 SGB II hinzu (Beispiel: 10 Prozent Minderung aufgrund 
Verletzung der Meldepflicht vom 01.05. bis 31.05. und 30 Prozent Minderung aufgrund einer 
Verletzung der Grundpflichten vom 01.05. bis 31.05.).  
Der monatliche Minderungsbetrag darf bei mehreren Verletzungen der Meldepflicht und/oder 
weiteren Pflichtverletzungen 30 Prozent des maßgeblichen Regelbedarfs nicht überschreiten. 
Die sich rechnerisch ergebenden Zahlbeträge für die Kosten der Unterkunft und Heizung dürfen 
durch eine Leistungsminderung nicht verringert werden. 
 
Eine Leistungsminderung erfolgt nicht, wenn sie im Einzelfall eine außergewöhnliche Härte 
bedeuten würde.  

 
 
Hiermit bestätige ich,       ………………. ,…………….. 

 

 auf die aktive Mitarbeit bei Beendigung oder Verringerung meiner 

Hilfebedürftigkeit sowie  

 auf die Anzeigepflicht bei Beschäftigungsaufnahme bzw. –Beendigung 

 auf die Meldepflicht bei der Agentur für Arbeit,  

 auf die Mitwirkungspflichten in Bezug auf meine Erreichbarkeit 

 auf die Schlichtungsstelle 

 auf die §§ 31 (Pflichtverletzungen) und 32 SGB II (Meldeversäumnisse), 

 

hingewiesen worden zu sein. 
 
 
 ______________________   ______________________  
Ort, Datum Unterschrift 
 


